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23. Gesetz vom 11. Dezember 1997 über die Bezüge der obersten 
Organe des Landes Tirol (Tiroler Landes-Bezügegesetz 1998)

Der Landtag hat beschlossen:
1. A b s c h n i t t

Allgemeine Bestimmung
§ 1

Anspruchsberechtigte
(1) Dem Landeshauptmann, den Landes-

hauptmannstellvertretern, den Landesräten,
den Mitgliedern des Landtages und dem Amts-
führenden Präsidenten des Landesschulrates
gebühren Bezüge nach diesem Gesetz.

(2) Die im Abs. 1 genannten Personen wer-
den im folgenden kurz als „Organe“ bezeichnet.

2. A b s c h n i t t
Bezüge, Sonderzahlungen

§ 2
Ausgangsbetrag

Der Ausgangsbetrag für die Bezüge nach die-
sem Gesetz beträgt 100.000.– Schilling. Die
Anpassung des Ausgangsbetrages richtet sich
nach § 3 des Bundesverfassungsgesetzes über
die Begrenzung von Bezügen öffentlicher
Funktionäre, BGBl. I Nr. 64/1997.

§ 3
Höhe der Bezüge

(1) Die Bezüge betragen für
a) den Landeshauptmann ............ 180 v. H.,
b) einen Landeshauptmann-

stellvertreter .................................... 170 v. H.,
c) einen Landesrat ...................... 160 v. H.,
d) den Präsidenten des Landtages
1. wenn er keinen weiteren Beruf mit Er-

werbsabsicht ausübt ........................ 120 v. H.,

2. wenn er einen weiteren Beruf mit Er-
werbsabsicht ausübt .......................... 88 v. H.,

e) einen Vizepräsidenten 
des Landtages ................................... 80 v. H.,

f) einen Klubobmann im Landtag, wenn er
keinen weiteren Beruf mit Erwerbsabsicht
ausübt ................................................ 96 v. H.,

g) einen Abgeordneten 
zum Landtag ..................................... 64 v. H.,

h) den Amtsführenden Präsidenten 
des Landesschulrates ......................... 96 v. H.
des Ausgangsbetrages.

(2) Hat ein Organ gleichzeitig Anspruch auf
mehrere Bezüge nach Abs. 1, so gebührt ihm
nur der jeweils höchste Bezug.

§ 4
Anfall und Einstellung der Bezüge

(1) Der Anspruch auf Bezüge beginnt mit
dem Tag der Angelobung und endet mit dem
Tag des Ausscheidens aus der Funktion.

(2) Wird – außer im Fall des Abs. 3 – die
Funktion nicht während des ganzen Monats
ausgeübt, so gebührt in diesem Monat nur für
jeden Tag der Funktionsausübung ein Dreißig-
stel des Bezuges.

(3) Scheidet ein Organ durch Tod aus seiner
Funktion aus, so gebührt der Bezug bis zum
Ende des betreffenden Monats.

§ 5
Sonderzahlungen

Außer den Bezügen gebührt dem Organ für
jedes Kalendervierteljahr eine Sonderzahlung
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in der Höhe eines Sechstels der Summe der Be-
züge, die ihm nach diesem Gesetz für das be-
treffende Kalendervierteljahr zustehen (13. und
14. Monatsbezug).

§ 6
Auszahlung der Bezüge 

und der Sonderzahlungen
(1) Die Bezüge sind im voraus am Anfang ei-

nes jeden Monats auszuzahlen. Ist der Auszah-
lungstag kein Arbeitstag, so sind die Bezüge
und die Sonderzahlungen am vorhergehenden
Arbeitstag auszuzahlen.

(2) Die für das erste Kalendervierteljahr ge-
bührende Sonderzahlung ist am 1. März, die für
das zweite Kalendervierteljahr gebührende
Sonderzahlung am 1. Juni, die für das dritte Ka-
lendervierteljahr gebührende Sonderzahlung
am 1. September und die für das vierte Kalen-
dervierteljahr gebührende Sonderzahlung am
1. Dezember auszuzahlen.

(3) Das Organ hat dafür zu sorgen, daß die
ihm gebührenden Geldleistungen unbar auf ein
Konto überwiesen werden können. Ist der aus-
zuzahlende Nettobetrag nicht durch zehn Gro-
schen teilbar, so sind Restbeträge bis einschließ-
lich fünf Groschen zu vernachlässigen und Rest-
beträge von mehr als fünf Groschen als volle
zehn Groschen auszuzahlen.

§ 7
Bezugsfortzahlung für Mitglieder

der Landesregierung
(1) Haben Mitglieder der Landesregierung

keinen Anspruch auf Fortsetzung einer Erwerbs-
tätigkeit, so gebührt ihnen bei Beendigung ihrer
Funktionsausübung eine Fortzahlung der mo-
natlichen Bezüge unter anteilsmäßiger Berück-
sichtigung der Sonderzahlungen.

(2) Der Anspruch auf Bezugsfortzahlung be-
steht nur so lange, als nicht ein Anspruch auf
Geldleistungen

a) für die neuerliche Ausübung einer im § 1
Abs. 1 genannten Funktion, nach vergleichba-
ren bundes- oder landesrechtlichen Vorschrif-
ten oder für eine Funktion im Rahmen der Euro-
päischen Gemeinschaft,

b) für eine sonstige Erwerbstätigkeit oder
c) aus einer Pension

besteht.
(3) Die Bezugsfortzahlung gebührt nach einer

ununterbrochenen Amtstätigkeit von minde-
stens einem Jahr für die Dauer von drei Mona-
ten, von mindestens zwei Jahren für die Dauer
von sechs Monaten, von mindestens drei Jahren
für die Dauer von neun Monaten und von min-

destens vier Jahren für die Dauer von zwölf Mo-
naten.

(4) Der Anspruch auf Bezugsfortzahlung be-
steht nicht, wenn 

a) ein Anspruch auf eine Geldleistung nach
Abs. 2 deswegen nicht besteht, weil das Mit-
glied der Landesregierung darauf verzichtet
hat, oder

b) ein Anspruch auf Pension deswegen nicht
besteht, weil das Mitglied der Landesregierung
einen hiefür erforderlichen Antrag nicht gestellt
hat.

(5) Die Bestimmungen dieses Gesetzes über
die Bezüge gelten auch für die Bezugsfort-
zahlung.

3. A b s c h n i t t
Sonstige Ansprüche

§ 8
Dienstwagen

(1) Dem Präsidenten des Landtages und den
Mitgliedern der Landesregierung gebührt ein
Dienstwagen.

(2) Die Anspruchsberechtigten haben für die
Benützung des Dienstwagens einen monat-
lichen Beitrag von 1,5 v. H. des Anschaffungs-
preises des Dienstwagens, höchstens aber von
7 v. H. des Ausgangsbetrages an das Land zu
leisten.

§ 9
Vergütung von Dienstreisen

Den Organen gebühren für Dienstreisen
außerhalb Tirols die gleichen Vergütungen, wie
sie einem Landesbeamten der Dienstklasse IX
der Allgemeinen Verwaltung nach der Landes-
reisegebührenvorschrift, LGBl. Nr. 45/1996, in
der jeweils geltenden Fassung zustehen.

§ 10
Kranken- und Unfallfürsorge

(1) Die Bestimmungen über die Krankenfür-
sorge der Tiroler Landesbeamten sind auf Or-
gane, die nicht nach anderen gesetzlichen Be-
stimmungen krankenversichert sind oder
gegenüber einer Krankenfürsorgeeinrichtung
eines anderen öffentlich-rechtlichen Dienstge-
bers Ansprüche geltend machen können, sinn-
gemäß anzuwenden. Grundlage für die Bemes-
sung der Beiträge sind die Bezüge nach § 3
einschließlich der Sonderzahlungen nach § 5.

(2) Die Bestimmungen über die Unfallfür-
sorge der Tiroler Landesbeamten sind auf Or-
gane sinngemäß anzuwenden. Bemessungs-
grundlage für die Zuerkennung von Leistungen
sind die Bezüge nach § 3.
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4. A b s c h n i t t
Pensionsversicherung

§ 11
Pensionsversicherungsbeitrag

(1) Das Mitglied der Landesregierung, der
Präsident des Landtages, wenn er keinen weite-
ren Beruf mit Erwerbsabsicht ausübt, und ein
Klubobmann im Landtag, wenn er keinen
weiteren Beruf mit Erwerbsabsicht ausübt, ha-
ben für jeden Kalendermonat ihrer Funktions-
ausübung im voraus einen monatlichen Pen-
sionsversicherungsbeitrag in der Höhe von
11,75 v. H. des Bezuges einschließlich der Son-
derzahlung an das Land zu leisten. Auf die Bei-
tragsgrundlage sind die §§ 45 und 54 des All-
gemeinen Sozialversicherungsgesetzes, BGBl.
Nr. 189/1955, zuletzt geändert durch das Ge-
setz BGBl. I Nr. 79/1997, anzuwenden.

(2) Der Abs. 1 und die §§ 12 und 13 sind nicht
auf jene im Abs. 1 genannten Personen anzu-
wenden, die in einem pensionsversicherungs-
freien Dienstverhältnis stehen.

§ 12
Anrechnungsbetrag

(1) Endet der Anspruch auf Bezüge nach die-
sem Gesetz, so hat das Land an den Pen-
sionsversicherungsträger, der auf Grund der zu-
letzt ausgeübten Erwerbstätigkeit zuständig
war, einen Anrechnungsbetrag zu leisten.

(2) War das Mitglied der Landesregierung,
der Präsident des Landtages oder der Klub-
obmann bis zu dem im Abs. 1 genannten Zeit-
punkt nicht in der Pensionsversicherung pflicht-
versichert, so ist der Anrechnungsbetrag an die
Pensionsversicherung der Angestellten zu lei-
sten.

(3) Der Anrechnungsbetrag beträgt 22,8 v. H.
der Beitragsgrundlage nach § 11 für jeden Mo-
nat des Anspruches auf Bezug. Die Sonderzah-
lungen sind dabei anteilsmäßig zu berücksich-
tigen.

(4) Der Anrechnungsbetrag ist binnen sechs
Monaten nach dem im Abs. 1 genannten Zeit-
punkt zu leisten.

§ 13
Anrechnung

Die nach § 12 Abs. 3 berücksichtigten vollen
Monate gelten als Beitragsmonate der Pflicht-
versicherung im Sinne der vom jeweiligen Pen-
sionsversicherungsträger anzuwendenden so-
zialversicherungsrechtlichen Vorschriften.

5. A b s c h n i t t
Schlußbestimmungen

§ 14
Verzichtsverbot

Die Organe dürfen auf Geldleistungen nach
diesem Gesetz nicht verzichten.

§ 15
Verfahren

Auf Verfahren nach diesem Gesetz ist das All-
gemeine Verwaltungsverfahrensgesetz 1991,
BGBl. Nr. 51, zuletzt geändert durch das Gesetz
BGBl. Nr. 471/1995, anzuwenden.

§ 16
Geschlechtsspezifische Bezeichnung

Soweit in diesem Gesetz für die Bezeichnung
von Funktionen die männliche Form verwen-
det wird, kann für den Fall, daß eine Frau eine
solche Funktion innehat, für die Bezeichnung
der Funktion die entsprechende weibliche Form
verwendet werden.

§ 17
Inkrafttreten

(1) Dieses Gesetz tritt, soweit im Abs. 2
nichts anderes bestimmt ist, mit 1. März 1998
in Kraft.

(2) Die Bestimmungen dieses Gesetzes, so-
weit sie sich auf die im § 3 Abs. 1 lit. d bis h ge-
nannten Organe beziehen, treten mit dem Be-
ginn der XIII. Gesetzgebungsperiode des Tiro-
ler Landtages in Kraft.

Der Landtagspräsident:
Mader

Der Landeshauptmann:
Weingartner

Das Mitglied der Landesregierung:
Eberle

Der Landesamtsdirektor:
Arnold
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Der Landtag hat beschlossen:

Artikel I
Das Tiroler Bezügegesetz 1995, LGBl. Nr. 23,

in der Fassung des Gesetzes LGBl. Nr. 30/1997
wird wie folgt geändert:

1. § 12 wird aufgehoben.
2. Nach § 11 wird folgender 3. Abschnitt ein-

gefügt:
„3. A b s c h n i t t

Besondere Übergangsbestimmungen 
für die Zeit nach dem 28. Februar 1998

§ 12
Zeitlicher Geltungsbereich

Die §§ 12a bis 12c sind auf Zeiträume anzu-
wenden, die nach dem Ablauf des 28. Februar
1998 liegen.

§ 12a
Weiteranwendung der Bestimmungen 
über Ruhe- und Versorgungsbezüge

(1) Mitglieder der Landesregierung können
einen Anspruch auf Ruhebezug nach diesem
Gesetz nur mehr erwerben, wenn sie mit dem
Ablauf des 28. Februar 1998 eine achtjährige
Amtstätigkeit im Sinne des § 11 Abs. 2 auf-
weisen.

(2) Die Voraussetzungen nach Abs. 1 gelten
auch für die Erlangung eines Anspruches auf
Versorgungsbezug.

(3) Auf Mitglieder der Landesregierung nach
Abs. 1 sind für die Zeit nach dem 28. Februar
1998

a) die §§ 7 Abs. 5, 11 und 13 sowie
b) das Tiroler Landes-Bezügegesetz 1998,

LGBl. Nr. 23, mit Ausnahme der §§ 11 bis 13,
anzuwenden.

(4) Der § 7 Abs. 5 und die Bestimmungen
dieses Gesetzes über Ruhe- und Versorgungs-
bezüge sind auf Mitglieder der Landesregie-
rung nach Abs. 1 mit der Maßgabe anzuwen-
den, daß dem Ruhebezugsbeitrag, dem allfälli-
gen Ruhebezug und dem allfälligen Versor-
gungsbezug nicht die Bezüge (hinsichtlich des
Ruhebezugsbeitrages auch die Sonderzahlung)
nach dem Tiroler Landes-Bezügegesetz 1998
zugrunde zu legen sind, sondern die Bezüge
(hinsichtlich des Ruhebezugsbeitrages auch die
Sonderzahlung), auf die das Mitglied der Lan-
desregierung jeweils nach diesem Gesetz An-
spruch hätte.

§ 12b
Vollständiger Übergang auf das 

Tiroler Landes-Bezügegesetz 1998
(1) Auf Mitglieder der Landesregierung, die

mit dem Ablauf des 28. Februar 1998 eine kür-
zere als die im § 12a Abs. 1 genannte Amts-
tätigkeit aufweisen oder die nach dem 28. Fe-
bruar 1998 erstmals die Amtstätigkeit als Mit-
glied der Landesregierung aufgenommen ha-
ben, ist anstelle dieses Gesetzes das Tiroler Lan-
des-Bezügegesetz 1998 anzuwenden.

(2) Ruhebezugsbeiträge, die von Mitgliedern
der Landesregierung mit einer kürzeren als der
im § 12a Abs. 1 genannten Amtstätigkeit nach
§ 7 Abs. 5 geleistet worden sind, sind mit den
monatlich von der Österreichischen National-
bank veröffentlichten Sekundärmarktrenditen
der Bundesanleihen bis zum Stichtag 28. Fe-
bruar 1998 entsprechend aufzuzinsen und für
die Überweisungsbeträge nach den Abs. 3 und 4
zu verwenden.

(3) Das Land hat für Mitglieder der Landes-
regierung, die mit dem Ablauf des 28. Februar
1998 eine kürzere als die im § 12a Abs. 1 
genannte Amtstätigkeit aufweisen, bis zum
31. August 1998 einen Überweisungsbetrag an
jenen Pensionsversicherungsträger zu leisten,
der auf Grund der zuletzt ausgeübten Erwerbs-
tätigkeit zuständig war. War das Mitglied der
Landesregierung nicht in der Pensionsversiche-
rung pflichtversichert, so ist der Überweisungs-
betrag an die Pensionsversicherung der Ange-
stellten zu leisten. Dies gilt nicht für Mitglieder
der Landesregierung, die in einem pensionsver-
sicherungsfreien Dienstverhältnis standen. Für
die Höhe des Überweisungsbetrages gilt § 311
des Allgemeinen Sozialversicherungsgesetzes,
BGBl. Nr. 189/1955, zuletzt geändert durch das
Gesetz BGBl. I Nr. 79/1997, mit der Maßgabe,
daß der Berechnung des Überweisungsbetrages
Entgelte nur soweit zugrunde zu legen sind, als
das Mitglied der Landesregierung insgesamt die
Höchstbeitragsgrundlage nicht erreicht hat. Die
Monate, für die ein Überweisungsbetrag gelei-
stet wird, gelten als Beitragsmonate der Pflicht-
versicherung nach den vom jeweiligen Pen-
sionsversicherungsträger anzuwendenden so-
zialversicherungsrechtlichen Vorschriften. § 70
des Allgemeinen Sozialversicherungsgesetzes,
§ 127b des Gewerblichen Sozialversicherungs-
gesetzes, BGBl. Nr. 560/1978, zuletzt geändert 

24. Gesetz vom 11. Dezember 1997, mit dem das Tiroler Bezügegesetz
1995 geändert wird
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durch das Gesetz BGBl. I Nr. 64/1997, und § 118b
des Bauern-Sozialversicherungsgesetzes, BGBl.
Nr. 559/1978, zuletzt geändert durch das Gesetz
BGBl. I Nr. 64/1997, sind nicht anzuwenden.

(4) Der nach der Überweisung nach Abs. 3
verbleibende restliche Betrag ist dem Mitglied
der Landesregierung rückzuerstatten.

§ 12c
Weiteranwendung der Bestimmungen 

über Ruhe- und Versorgungsbezüge bei 
Unfähigkeit zur weiteren Amtstätigkeit
Auf Mitglieder der Landesregierung, die mit

dem Ablauf des 28. Februar 1998 eine kürzere

als die im § 12a Abs. 1 genannte Amtstätigkeit
aufweisen und die wegen Erwerbsunfähigkeit
nach § 11 Abs. 1 ihre Amtstätigkeit beenden,
sind die §§ 11 und 13 weiterhin anzuwenden,
wenn sie vor dem 1. März 1998 die Funktion
eines Mitgliedes der Landesregierung ausgeübt
haben.“

3. Der bisherige 3. Abschnitt und der bishe-
rige 4. Abschnitt erhalten die Bezeichnungen
„4. Abschnitt“ bzw. „5. Abschnitt“.

Artikel II
Dieses Gesetz tritt mit 1. März 1998 in Kraft.

Der Landtagspräsident:
Mader

Der Landeshauptmann:
Weingartner

Das Mitglied der Landesregierung:
Eberle

Der Landesamtsdirektor:
Arnold

25. Gesetz vom 11. Dezember 1997 über die Bezüge der Bürger-
meister und der übrigen Mitglieder der Gemeinderäte (Tiroler
Gemeinde-Bezügegesetz 1998)

Der Landtag hat beschlossen:
1. A b s c h n i t t

Allgemeine Bestimmung
§ 1

Anspruchsberechtigte
Den Bürgermeistern und den übrigen Mit-

gliedern der Gemeinderäte der Gemeinden in
Tirol gebühren für die Ausübung ihrer Funkti-
on Bezüge ausschließlich nach diesem Gesetz.

2. A b s c h n i t t
Bezüge, Sonderzahlungen

1. Unterabschni t t
Ausgangsbetrag

§ 2
Höhe und Anpassung 
des Ausgangsbetrages

Der Ausgangsbetrag für die Bezüge nach die-
sem Gesetz beträgt 100.000,– Schilling. Die
Anpassung des Ausgangsbetrages richtet sich
nach § 3 des Bundesverfassungsgesetzes über
die Begrenzung von Bezügen öffentlicher
Funktionäre, BGBl. I Nr. 64/1997.

2. U n t e r a b s c h n i t t
Höhe der Bezüge der Bürgermeister

und sonstiger Mitglieder der Gemeinderäte
der Gemeinden mit Ausnahme 

der Landeshauptstadt Innsbruck

§ 3
Bezug des Bürgermeisters

(1) Dem Bürgermeister gebührt ein monat-
licher Bezug. Dieser beträgt in Gemeinden mit
höchstens 500 Einwohnern ............. 19,8 v. H.
0501 bis 1000 Einwohnern ............. 25,3 v. H.
1001 bis 2000 Einwohnern ............. 33,0 v. H.
2001 bis 5000 Einwohnern ............. 41,8 v. H.
5001 bis 8000 Einwohnern ............. 48,4 v. H.
8001 bis 10.000 Einwohnern .......... 53,9 v. H.
über 10.000 Einwohnern ................ 59,4 v. H.
des Ausgangsbetrages. 

(2) Dem Bürgermeister einer Gemeinde mit
mehr als 10.000 Einwohnern kann der Ge-
meinderat entsprechend dem besonderen Maß
der Verantwortung und dem besonderen Zeit-
und Arbeitsaufwand einen monatlichen Bezug
bis 75 v. H. des Ausgangsbetrages zuerkennen.



134 Stück 12, Nr. 25

(3) Die Anzahl der Einwohner richtet sich
nach der Anzahl der Hauptwohnsitze in der Ge-
meinde zum 1. Jänner des Kalenderjahres, das
dem Kalenderjahr vorangeht, für das der Bezug
gebührt.

§ 4
Bezug des Bürgermeister-Stellvertreters
(1) Dem Bürgermeister-Stellvertreter ge-

bührt ein monatlicher Bezug. Dieser beträgt in
Gemeinden mit
höchstens 500 Einwohnern ............... 3,6 v. H.
0501 bis 1000 Einwohnern ............... 4,6 v. H.
1001 bis 2000 Einwohnern ............... 6,0 v. H.
2001 bis 5000 Einwohnern ............... 7,6 v. H.
5001 bis 8000 Einwohnern ............... 8,8 v. H.
8001 bis 10.000 Einwohnern ............ 9,8 v. H.
über 10.000 Einwohnern ................ 10,8 v. H.
des Ausgangsbetrages.

(2) Dem Bürgermeister-Stellvertreter, dem
bestimmte zusätzliche Aufgaben, die eine er-
höhte Verantwortung und einen erheblichen
Zeit- und Arbeitsaufwand erfordern, zur Be-
sorgung übertragen werden, gebührt ein erhöh-
ter monatlicher Bezug. Diesen kann der Ge-
meinderat entsprechend dem Maß der Verant-
wortung und dem Zeit- und Arbeitsaufwand in
Gemeinden mit
höchstens 500 Einwohnern bis ......... 9,0 v. H.
0501 bis 1000 Einwohnern bis ....... 11,5 v. H.
1001 bis 2000 Einwohnern bis ....... 15,0 v. H.
2001 bis 5000 Einwohnern bis ....... 19,0 v. H.
5001 bis 8000 Einwohnern bis ....... 22,0 v. H.
8001 bis 10.000 Einwohnern bis .... 24,5 v. H.
über 10.000 Einwohnern bis ........... 27,0 v. H.
des Ausgangsbetrages festsetzen.

(3) § 3 Abs. 3 gilt sinngemäß.

§ 5
Bezug sonstiger Mitglieder

des Gemeinderates
(1) Den übrigen Mitgliedern des Gemeinde-

vorstandes (Stadtrates), den Obmännern von
gemeinderätlichen Ausschüssen und den Mit-
gliedern des Gemeinderates, denen bestimmte
Aufgaben, die eine erhöhte Verantwortung und
einen erheblichen Zeit- und Arbeitsaufwand er-
fordern, zur Besorgung übertragen werden, ge-
bührt ein monatlicher Bezug. Diesen kann der
Gemeinderat entsprechend dem Maß der Ver-
antwortung und dem Zeit- und Arbeitsaufwand
in Gemeinden mit
höchstens 500 Einwohnern bis ......... 5,4 v. H.
0501 bis 1000 Einwohnern bis ......... 6,9 v. H.

1001 bis 2000 Einwohnern bis ......... 9,0 v. H.
2001 bis 5000 Einwohnern bis ....... 11,4 v. H.
5001 bis 8000 Einwohnern bis ....... 13,2 v. H.
8001 bis 10.000 Einwohnern bis .... 14,7 v. H.
über 10.000 Einwohnern bis ........... 16,2 v. H.
des Ausgangsbetrages festsetzen.

(2) Für Ortsvorsteher (§ 49 der Tiroler Ge-
meindeordnung 1966, LGBl. Nr. 4, in der je-
weils geltenden Fassung), die nicht Mitglieder
des Gemeinderates sind, gilt Abs. 1 sinngemäß.

(3) § 3 Abs. 3 gilt sinngemäß.

3. U n t e r a b s c h n i t t
Höhe der Bezüge des Bürgermeisters 

und der übrigen Mitglieder des Gemeinde-
rates der Landeshauptstadt Innsbruck

§ 6
Bezüge des Bürgermeisters, 

der Bürgermeister-Stellvertreter, 
der amtsführenden Stadträte 

und der Stadträte; Bezugsfortzahlung
(1) Dem Bürgermeister gebührt ein monatli-

cher Bezug. Dieser beträgt 165 v. H. des Aus-
gangsbetrages.

(2) Den Bürgermeister-Stellvertretern, den
amtsführenden Stadträten und den Stadträten
gebührt ein monatlicher Bezug. Der Gemeinde-
rat hat diesen entsprechend dem besonderen
Maß der Verantwortung und dem besonderen
Zeit- und Arbeitsaufwand höchstens bis zu 
dem im Abs. 1 genannten Hundertsatz des Aus-
gangsbetrages festzusetzen.

(3) Üben der Bürgermeister, ein Bürgermei-
ster-Stellvertreter oder ein amtsführender Stadt-
rat ihre Amtstätigkeit hauptberuflich aus, so 
gebührt ihnen bei Beendigung ihrer Funktions-
ausübung für die Dauer von längstens sechs Mo-
naten eine Fortzahlung der monatlichen Bezüge
unter anteilsmäßiger Berücksichtigung der Son-
derzahlungen. Die Amtstätigkeit wird haupt-
beruflich ausgeübt, wenn neben der Amtstätig-
keit kein weiterer Beruf mit Erwerbsabsicht aus-
geübt wird.

(4) Der Anspruch auf Bezugsfortzahlung be-
steht nur so lange, als nicht ein Anspruch auf
Geldleistungen

a) für die neuerliche Ausübung einer in die-
sem Gesetz genannten Funktion, nach vergleich-
baren bundes- oder landesrechtlichen Vor-
schriften oder für eine Funktion im Rahmen der
Europäischen Gemeinschaft,

b) für eine sonstige Erwerbstätigkeit oder
c) aus einer Pension

besteht.
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(5) Der Anspruch auf Bezugsfortzahlung be-
steht nicht, wenn

a) ein Anspruch auf eine Geldleistung nach
Abs. 4 deswegen nicht besteht, weil der An-
spruchsberechtigte darauf verzichtet hat oder

b) ein Anspruch auf Pension deswegen nicht
besteht, weil der Anspruchsberechtigte einen
hiefür erforderlichen Antrag nicht gestellt hat.

(6) Hat der Anspruchsberechtigte auf Grund
einer früheren Tätigkeit eine der Bezugsfort-
zahlung vergleichbare Leistung nach bundes-
oder landesrechtlichen Vorschriften oder nach
Vorschriften der Europäischen Gemeinschaft
erhalten, so ist diese auf den Anspruch nach
Abs. 3 anzurechnen.

(7) Die Bestimmungen dieses Gesetzes über
die Bezüge gelten auch für die Bezugsfortzah-
lung.

§ 7
Bezug der übrigen Mitglieder

des Gemeinderates
Den übrigen Mitgliedern des Gemeinderates

gebührt ein monatlicher Bezug. Dieser beträgt
19,8 v. H. des Ausgangsbetrages.

4. U n t e r a b s c h n i t t
Gemeinsame Bestimmungen

§ 8
Anfall und Einstellung der Bezüge

(1) Der Anspruch auf Bezüge beginnt mit
dem Tag des Beginnes der Funktion und endet
mit dem Tag des Ausscheidens aus der Funktion.

(2) Wird – außer im Fall des Abs. 3 – die
Funktion nicht während des ganzen Monats
ausgeübt, so gebührt in diesem Monat nur für
jeden Tag der Funktionsausübung ein Dreißig-
stel des Bezuges.

(3) Scheidet der Bürgermeister oder ein an-
deres Mitglied des Gemeinderates durch Tod
aus seiner Funktion aus, so gebührt der Bezug
bis zum Ende des betreffenden Monats.

§ 9
Sonderzahlungen

Außer den Bezügen gebührt für jedes Ka-
lendervierteljahr eine Sonderzahlung in der
Höhe eines Sechstels der Summe der Bezüge,
die nach diesem Gesetz für das betreffende
Kalendervierteljahr zustehen (13. und 14. Mo-
natsbezug).

§ 10
Auszahlung der Bezüge 

und der Sonderzahlungen
(1) Die Bezüge sind im voraus am Anfang ei-

nes jeden Monats auszuzahlen. Ist der Auszah-

lungstag kein Arbeitstag, so sind die Bezüge
und die Sonderzahlungen am vorhergehenden
Arbeitstag auszuzahlen.

(2) Die für das erste Kalendervierteljahr ge-
bührende Sonderzahlung ist am 1. März, die für
das zweite Kalendervierteljahr gebührende
Sonderzahlung am 1. Juni, die für das dritte
Kalendervierteljahr gebührende Sonderzah-
lung am 1. September und die für das vierte
Kalendervierteljahr gebührende Sonderzah-
lung am 1. Dezember auszuzahlen.

(3) Die Bezugsberechtigten haben dafür zu
sorgen, daß die ihnen gebührenden Geldleistun-
gen unbar auf ein Konto überwiesen werden
können. Ist der auszuzahlende Nettobetrag
nicht durch zehn Groschen teilbar, so sind Rest-
beträge bis einschließlich fünf Groschen zu
vernachlässigen und Restbeträge von mehr als
fünf Groschen als volle zehn Groschen auszu-
zahlen.

§ 11
Öffentlichkeit 

der Gemeinderatssitzungen; 
Kundmachung

Bei der Beratung und der Beschlußfassung
über die Erhöhung der Bezüge nach § 3 Abs. 2
und § 4 Abs. 2 sowie über die Festsetzung der
Bezüge nach § 5 Abs. 1 und 2 und § 6 Abs. 2
im Gemeinderat darf die Öffentlichkeit nicht
ausgeschlossen werden. Diese Beschlüsse sind
nach § 53 Abs. 1 der Tiroler Gemeindeordnung
1966 bzw. nach § 40 Abs. 1 und 2 des Stadt-
rechtes der Landeshauptstadt Innsbruck 1975,
LGBl. Nr. 53, in der jeweils geltenden Fassung
kundzumachen.

3. A b s c h n i t t
Sonstige Ansprüche

§ 12
Dienstwagen

(1) Dem Bürgermeister der Landeshaupt-
stadt Innsbruck gebührt ein Dienstwagen.

(2) Der Bürgermeister hat für die Benüt-
zung des Dienstwagens einen monatlichen Bei-
trag von 1,5 v. H. des Anschaffungspreises die-
ses Dienstwagens, höchstens aber von 7 v. H.
des Ausgangsbetrages nach § 2 zu leisten.

§ 13
Vergütung 

der Aufwendungen
(1) Den Bürgermeistern und den übrigen

Mitgliedern der Gemeinderäte der Gemeinden
mit Ausnahme der Landeshauptstadt Innsbruck
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gebührt die Vergütung der mit der Geschäfts-
führung verbundenen Barauslagen.

(2) Für Ortsvorsteher, die nicht Mitglieder
des Gemeinderates sind, gilt Abs. 1 sinngemäß.

§ 14
Vergütung für Dienstreisen

(1) Dienstreisen des Bürgermeisters und der
anderen Mitglieder des Gemeinderates sind
nach den für die Beamten der betreffenden Ge-
meinde geltenden Vorschriften abzugelten.
Eine Abgeltung findet nicht statt, wenn die Ko-
sten einer Dienstreise von der Gemeinde un-
mittelbar getragen werden.

(2) Für Ortsvorsteher, die nicht Mitglieder
des Gemeinderates sind, gilt Abs. 1 sinngemäß.

4. A b s c h n i t t
Pensionsversicherung

§ 15
Pensionsversicherungsbeitrag

(1) Der Bürgermeister, in der Landeshaupt-
stadt Innsbruck auch die Bürgermeister-Stell-
vertreter und die amtsführenden Stadträte, ha-
ben für jeden Kalendermonat ihrer Funktions-
ausübung im voraus einen monatlichen Pen-
sionsversicherungsbeitrag in der Höhe von
11,75 v. H. des Bezuges einschließlich der Son-
derzahlung an die Gemeinde zu leisten. Auf die
Beitragsgrundlage sind die §§ 45 und 54 des All-
gemeinen Sozialversicherungsgesetzes, BGBl.
Nr. 189/1955, zuletzt geändert durch das Gesetz
BGBl. I Nr. 79/1997, anzuwenden.

(2) Die Gemeinden mit Ausnahme der Lan-
deshauptstadt Innsbruck haben den Pensions-
versicherungsbeitrag einzubehalten und diesen
vierteljährlich im nachhinein zuzüglich eines
Differenzbetrages auf 22,8 v. H. der Beitrags-
grundlage (Abs. 1) an den Gemeindeverband
für Zuwendungen an ausgeschiedene Bürger-
meister abzuführen.

(3) Der Abs. 1 und die §§ 16 und 17 sind nicht
auf Gemeindefunktionäre anzuwenden, die in
einem pensionsversicherungsfreien Dienstver-
hältnis stehen.

§ 16
Anrechnungsbetrag

(1) Endet der Anspruch auf Bezüge nach die-
sem Gesetz, so hat der Gemeindeverband für
Zuwendungen an ausgeschiedene Bürgermei-
ster bzw. die Landeshauptstadt Innsbruck an den
Pensionsversicherungsträger, der auf Grund der
ausgeübten Erwerbstätigkeit zuständig ist oder
auf Grund der zuletzt ausgeübten Erwerbs-

tätigkeit zuständig war, einen Anrechnungsbe-
trag zu leisten.

(2) War eine im § 15 Abs. 1 genannte Person
bis zu dem im Abs. 1 genannten Zeitpunkt nicht
in der Pensionsversicherung pflichtversichert,
so ist der Anrechnungsbetrag an die Pensions-
versicherungsanstalt der Angestellten zu leisten.

(3) Der Anrechnungsbetrag beträgt 22,8 v. H.
der Beitragsgrundlage nach § 15 für jeden Mo-
nat des Anspruches auf Bezug. Die Sonderzah-
lungen sind dabei anteilsmäßig zu berücksich-
tigen.

(4) Der Anrechnungsbetrag ist binnen sechs
Monaten nach dem im Abs. 1 genannten Zeit-
punkt zu leisten.

§ 17
Anrechnung

Die nach § 16 Abs. 3 berücksichtigten vollen
Monate gelten als Beitragsmonate der Pflicht-
versicherung im Sinne der vom jeweiligen Pen-
sionsversicherungsträger anzuwendenden so-
zialversicherungsrechtlichen Vorschriften.

5. A b s c h n i t t
Freiwillige Pensionsvorsorge

§ 18
Beiträge an die Pensionskasse

(1) Der Bürgermeister, in der Landeshaupt-
stadt Innsbruck auch ein Bürgermeister-Stell-
vertreter, ein amtsführender Stadtrat, ein Stadt-
rat oder ein sonstiges Mitglied des Gemeinde-
rates, kann sich durch Erklärung zur Leistung
eines Beitrages an eine von ihm ausgewählte
Pensionskasse verpflichten. Gibt er eine solche
Erklärung ab, so verringern sich die ihm gebüh-
renden Bezüge und Sonderzahlungen auf zehn
Elftel und hat die betreffende Gemeinde für ihn
einen Beitrag von 10 v. H. der verringerten Be-
züge und Sonderzahlungen an die Pensions-
kasse zu leisten.

(2) Auf die freiwillige Pensionskassenvor-
sorge der im Abs. 1 genannten Personen ist das
Pensionskassenvorsorgegesetz, BGBl. I Nr. 64/
1997, sinngemäß mit der Maßgabe anzuwen-
den, daß an die Stelle des Bundes die jeweilige
Gemeinde tritt.

6. A b s c h n i t t
Schlußbestimmungen

§ 19
Verzichtsverbot

Die Bürgermeister und die übrigen Mitglie-
der der Gemeinderäte dürfen auf Geldleistun-
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gen nach diesem Gesetz nicht verzichten.

§ 20
Verfahren

Auf Verfahren nach diesem Gesetz ist das All-
gemeine Verwaltungsverfahrensgesetz 1991,
BGBl. Nr. 51, zuletzt geändert durch das Gesetz
BGBl. Nr. 471/1995, anzuwenden.

§ 21
Geschlechtsspezifische Bezeichnung

Soweit in diesem Gesetz für die Bezeichnung
von Funktionen die männliche Form verwendet
wird, kann für den Fall, daß eine Frau eine sol-
che Funktion innehat, für die Bezeichnung der
Funktion die entsprechende weibliche Form
verwendet werden.

§ 22
Eigener Wirkungsbereich der Gemeinde
Die von der Gemeinde nach diesem Gesetz

zu besorgenden Aufgaben sind solche des eige-
nen Wirkungsbereiches.

§ 23 
Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt 
a) hinsichtlich der Funktionäre der Gemein-

den Tirols mit Ausnahme der Landeshauptstadt
Innsbruck mit dem Beginn ihrer Funktion nach
den allgemeinen Gemeinderats- und Bürger-
meisterwahlen 1998 und

b) hinsichtlich der Funktionäre der Landes-
hauptstadt Innsbruck mit 1. Juli 1998 
in Kraft.

Der Landtagspräsident:
Mader

Der Landeshauptmann:
Weingartner

Das Mitglied der Landesregierung:
Streiter

Der Landesamtsdirektor:
Arnold

26. Gesetz vom 11. Dezember 1997, mit dem das Gemeinde-Bezüge-
gesetz geändert wird

Der Landtag hat beschlossen:

Artikel I
Das Gemeinde-Bezügegesetz, LGBl. Nr. 5/

1972, zuletzt geändert durch das Gesetz LGBl.
Nr. 64/1988, wird wie folgt geändert:

1. § 23 wird aufgehoben.
2. Nach § 22b wird folgender VII. Abschnitt

eingefügt:
„VII. A b s c h n i t t

Besondere Übergangsbestimmungen 
für die Zeit nach dem 14. März 1998

§ 23
Zeitlicher Geltungsbereich

Die §§ 23a bis 23d sind auf Zeiträume anzu-
wenden, die nach dem Ablauf des 14. März
1998 liegen.

§ 23a
Weitere Anwendung der Bestimmungen

über laufende Zuwendungen 
und Versorgungen kraft Gesetzes

(1) Einen Anspruch auf laufende Zuwen-
dung nach diesem Gesetz können nur mehr
Personen erwerben, die mit dem Ablauf des
14. März 1998 bereits zwölf Jahre an Amtszeit

aufweisen, durch die eine Anwartschaft auf eine
laufende Zuwendung im Sinne des § 7 Abs. 1
erster und zweiter Satz begründet wird.

(2) Die Voraussetzungen nach Abs. 1 gelten
auch für die Erlangung eines Anspruches auf
Versorgung nach einer im Abs. 1 genannten 
Person.

(3) Auf Personen nach den Abs. 1 und 2 sind
für die Zeit nach dem 14. März 1998 folgende
Rechtsvorschriften anzuwenden:

a) Das Tiroler Gemeinde-Bezügegesetz 1998,
LGBl. Nr. 25, mit Ausnahme der §§ 15 bis 18,

b) folgende in Betracht kommende Bestim-
mungen:

1. der § 8,
2. die §§ 7 und 7a, wenn die Voraussetzun-

gen für den Anfall der laufenden Zuwendung
oder Versorgung erfüllt sind, und

3. der Art. II des Gesetzes LGBl. Nr. 18/1979
und der VI. Abschnitt, soweit sie sich auf die
nach den Z. 1 und 2 anzuwendenden Bestim-
mungen beziehen.

(4) Auf Personen nach den Abs. 1 und 2 sind
der § 8 und die Bestimmungen dieses Gesetzes
über laufende Zuwendungen und Versorgungen
mit der Maßgabe anzuwenden, daß dem Beitrag,
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der allfälligen laufenden Zuwendung und der 
allfälligen Versorgung nicht die Bezüge (hin-
sichtlich des Beitrages auch die Sonderzahlung)
nach dem Tiroler Gemeinde-Bezügegesetz 1998
zugrunde zu legen sind, sondern die Aufwands-
entschädigung (hinsichtlich des Beitrages auch
die Sonderzahlung), auf die die betreffende Per-
son jeweils nach diesem Gesetz Anspruch hätte.

§ 23b
Optionsrecht

(1) Personen, die am 14. März 1998 eine im
Tiroler Gemeinde-Bezügegesetz 1998 genann-
te Funktion innehaben und mit dem Ablauf des
14. März 1998 eine kürzere als die im § 23a
Abs. 1 genannte, eine Anwartschaft auf eine lau-
fende Zuwendung begründende Amtszeit auf-
weisen, können bis zum Ablauf des 31. August
1998 schriftlich erklären, daß auf sie weiterhin
die im § 23a Abs. 3 lit. b genannten Bestim-
mungen anzuwenden sind.

(2) Personen, die vor dem Ablauf des 14. März
1998 aus einer in diesem Gesetz genannten
Funktion ohne Anspruch auf eine laufende Zu-
wendung nach diesem Gesetz ausgeschieden
sind und am 14. März 1998 keine solche Funk-
tion innehaben, können, wenn sie in der Zeit
nach dem 14. März 1998 mit einer im Tiroler
Gemeinde-Bezügegesetz 1998 genannten Funk-
tion betraut werden, innerhalb von drei Mona-
ten nach der Übernahme der Funktion schriftlich
erklären, daß auf sie weiterhin die im § 23a Abs. 3
lit. b genannten Bestimmungen anzuwenden
sind.

§ 23c
Rechtsfolgen einer Option

(1) Auf Personen, die innerhalb offener Frist
eine Erklärung im Sinne des § 23b Abs. 1 oder 2
abgeben, sind die im § 23a Abs. 3 genannten
Rechtsvorschriften und der § 23a Abs. 4 nach
Maßgabe der Abs. 2 bis 9 anzuwenden.

(2) Für den Erwerb eines Anspruches auf ei-
ne laufende Zuwendung sind auch in den Fäl-
len des Abs. 1 zwölf Jahre an Amtszeit, durch
die eine Anwartschaft auf eine laufende Zu-
wendung im Sinne des § 7 Abs. 1 erster und
zweiter Satz begründet wird, erforderlich. Für
die Bemessung der laufenden Zuwendung
zählen diese Zeiten jedoch nur, soweit sie vor
dem 15. März 1998 liegen.

(3) An die Stelle des im § 7 Abs. 3 genann-
ten Ausmaßes der Bemessungsgrundlage von
41 v. H. tritt ein Prozentsatz, der sich aus der
Multiplikation der ganzzahligen Anzahl der vor

dem 15. März 1998 liegenden Monate nach
Abs. 2 mit der Zahl 0,2847222 ergibt.

(4) Die Abs. 2 und 3 sind auch bei der Be-
messung von Versorgungen für Hinterbliebene
nach den im Abs. 1 genannten Personen anzu-
wenden.

(5) Die im Abs. 1 genannten Personen haben
für die eine Anwartschaft auf eine laufende Zu-
wendung begründenden Amtszeiten, die nach
dem 14. März 1998 liegen, einen Beitrag zu lei-
sten. Die Beitragspflicht endet mit dem Monat,
mit dem eine solche Person die im Abs. 2 ge-
nannte Gesamtsumme an einer eine Anwart-
schaft auf eine laufende Zuwendung begrün-
denden Amtszeit erreicht.

(6) Für die Bemessung des Beitrages nach
Abs. 5 ist der für die Höhe des Beitrages ge-
setzlich vorgesehene Prozentsatz mit der An-
zahl der vor dem 15. März 1998 liegenden
Monate nach Abs. 2 zu vervielfachen und durch
die Zahl 144 zu teilen.

(7) Ergibt die Summe der vor dem 15. März
1998 liegenden Monate nach Abs. 2 keine ganze
Zahl, so sind die übersteigenden Bruchteile ei-
nes Monats bei der Berechnung nach Abs. 6 zu
vernachlässigen. Das Berechnungsergebnis ist
in allen Fällen auf zwei Dezimalstellen zu run-
den.

(8) Auf eine im Abs. 1 genannte Person ist der
§ 18 des Tiroler Gemeinde-Bezügegesetzes
1998 bei Vorliegen der dort genannten Voraus-
setzungen mit der Maßgabe anzuwenden, daß
der dort genannte Prozentsatz des von der Ge-
meinde zu leistenden Beitrages durch 144 zu 
teilen und anschließend mit der Zahl der Mo-
nate zu vervielfachen ist, um die die Zahl 144
die ganzzahlige Anzahl der vor dem 15. März
1998 liegenden Monate nach Abs. 2 übersteigt.
Der Beitrag der Gemeinde nach § 4 Abs. 1 des
Pensionskassenvorsorgegesetzes, BGBl. I Nr.
64/1997, verringert sich entsprechend.

(9) Gleichzeitig verringern sich die nach den
§§ 3 und 9 des Tiroler Gemeinde-Bezügegeset-
zes 1998 gebührenden Bezüge abweichend
vom § 18 Abs. 1 des Tiroler Gemeinde-Bezüge-
gesetzes 1998 auf das Ausmaß, das sich aus der
Teilung der Zahl 100 durch den um 100 erhöh-
ten Prozentsatz nach Abs. 8 ergibt.

§ 23d
Vollständiger Übergang auf das

Tiroler Gemeinde-Bezügegesetz 1998
(1) Auf Personen, die
a) unter § 23b fallen, aber innerhalb offener

Frist eine Erklärung im Sinne des § 23b nicht
abgeben, oder
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b) erst nach dem 14. März 1998 erstmals mit
einer im Tiroler Gemeinde-Bezügegesetz 1998
genannten Funktion betraut werden, ist anstelle
dieses Gesetzes das Tiroler Gemeinde-Bezüge-
gesetz 1998 anzuwenden.

(2) Die Beiträge, die von den im Abs. 1 lit. a
genannten Personen nach § 8 geleistet wurden,
sind mit den monatlich von der Österreichi-
schen Nationalbank veröffentlichten Sekundär-
marktrenditen der Bundesanleihen bis zum
Stichtag 14. März 1998 entsprechend aufzu-
zinsen und für die Überweisungsbeträge nach
den Abs. 3 und 4 zu verwenden.

(3) Der Gemeindeverband für Zuwendungen
an ausgeschiedene Bürgermeister hat

a) für Personen nach § 23b Abs. 1, die inner-
halb offener Frist eine Erklärung im Sinne des
§ 23b nicht abgeben, bis zum 31. Jänner 1999
und 

b) für Personen nach § 23b Abs. 2, die inner-
halb offener Frist eine Erklärung im Sinne des
§ 23b nicht abgeben, innerhalb von fünf Mona-
ten nach dem Ende der Frist für die im § 23b
Abs. 2 vorgesehene Erklärung
einen Überweisungsbetrag an jenen Pensions-
versicherungsträger zu leisten, der auf Grund
der ausgeübten Erwerbstätigkeit zuständig ist
oder auf Grund der zuletzt ausgeübten Erwerbs-
tätigkeit zuständig war. War der Bürgermeister
bis zum 14. März 1998 in der Pensionsversiche-
rung nicht pflichtversichert, so ist der Anrech-
nungsbetrag an die Pensionsversicherungsan-
stalt der Angestellten zu leisten. Dies gilt nicht
für Bürgermeister, die in einem pensionsversi-
cherungsfreien Dienstverhältnis standen. Für
die Höhe des Überweisungsbetrages gilt § 311
des Allgemeinen Sozialversicherungsgesetzes,
BGBl. Nr. 189/1955, zuletzt geändert durch das
Gesetz BGBl. I Nr. 79/1997, mit der Maßgabe,

daß der Berechnung des Überweisungsbetrages
Entgelte nur so weit zugrunde zu legen sind, als
der Bürgermeister insgesamt die Höchstbei-
tragsgrundlage nicht erreicht hat. Die Monate,
für die ein Überweisungsbetrag geleistet wird,
gelten als Beitragsmonate der Pflichtversiche-
rung nach den vom jeweiligen Pensionsversi-
cherungsträger anzuwendenden sozialversiche-
rungsrechtlichen Vorschriften. § 70 des Allge-
meinen Sozialversicherungsgesetzes, § 127b
des Gewerblichen Sozialversicherungsgeset-
zes, BGBl. Nr. 560/1978, zuletzt geändert durch
das Gesetz BGBl. I Nr. 64/1997, und § 118b des
Bauern-Sozialversicherungsgesetzes, BGBl.
Nr. 559/1978, zuletzt geändert durch das Gesetz
BGBl. I Nr. 64/1997, sind nicht anzuwenden.

(4) Der nach der Überweisung nach Abs. 3
verbleibende restliche Betrag nach Abs. 2 ist als
Deckungserfordernis im Sinne des § 48 des Pen-
sionskassengesetzes, BGBl. Nr. 281/1990, zu-
letzt geändert durch das Gesetz BGBl. I Nr. 64/
1997, an die in der Erklärung des Bürgermei-
sters nach § 3 Abs. 2 des Pensionskassenvorsor-
gegesetzes festgelegte Pensionskasse zu über-
tragen, mit der die Gemeinde einen Pensions-
kassenvertrag nach § 3 Abs. 1 des Pensionskas-
senvorsorgegesetzes abgeschlossen hat. Wird
keine Erklärung abgegeben, so ist der nach der
Überweisung nach Abs. 3 verbleibende restliche
Betrag nach Abs. 2 einem Versicherungs-
unternehmen für einen Versicherungsvertrag für
eine Rentenversicherung ohne Rückkaufsrecht
zu überweisen, sofern der Bürgermeister einen
solchen Versicherungsvertrag abgeschlossen
hat.“

Artikel II
Dieses Gesetz tritt mit 15. März 1998 in

Kraft.

Der Landtagspräsident:
Mader

Der Landeshauptmann:
Weingartner

Das Mitglied der Landesregierung:
Streiter

Der Landesamtsdirektor:
Arnold
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Der Landtag hat beschlossen:
Artikel I

Das Stadtrecht der Landeshauptstadt Inns-
bruck 1975, LGBl. Nr. 53, zuletzt geändert
durch das Gesetz LGBl. Nr. 3/1998, wird wie
folgt geändert:

Der VI. Abschnitt hat zu lauten:

„VI. A b s c h n i t t
Übergangs- 

und Schlußbestimmungen
1. U n t e r a b s c h n i t t

Besondere Übergangsbestimmungen 
betreffend Ruhe- und 

Versorgungsbezüge für die Zeit 
nach dem 30. Juni 1998

§ 84
Zeitlicher

Geltungsbereich
Die §§ 85 bis 88 sind auf Zeiträume anzu-

wenden, die nach dem Ablauf des 30. Juni 1998
liegen.

§ 85
Weitere Anwendung 

der Bestimmungen über Ruhe- und 
Versorgungsbezüge kraft Gesetzes

(1) Einen Anspruch auf Ruhebezug nach die-
sem Gesetz können nur mehr Personen erwer-
ben, die mit dem Ablauf des 30. Juni 1998 be-
reits zwölf Jahre an ruhebezugsfähiger Ge-
samtzeit im Sinne des § 15 Abs. 3 lit. c aufwei-
sen.

(2) Die Voraussetzungen nach Abs. 1 gelten
auch für die Erlangung eines Anspruches auf
Versorgungsbezug nach einer im Abs. 1 ge-
nannten Person.

(3) Auf Personen nach den Abs. 1 und 2 sind
für die Zeit nach dem 30. Juni 1998 folgende
Rechtsvorschriften anzuwenden:

a) das Tiroler Gemeinde-Bezügegesetz 1998,
LGBl. Nr. 25, mit Ausnahme der §§ 15 bis 18,

b) folgende in Betracht kommende Bestim-
mungen:

1. die §§ 14 Abs. 7 und 15,
2. die §§ 14 Abs. 1 bis 6 und 14a, soweit sie

sich auf die nach Z. 1 anzuwendenden Be-
stimmungen beziehen, und

3. der Art. II des Gesetzes LGBl. Nr. 38/1975,

soweit er sich auf die nach Z. 1 anzuwendenden
Bestimmungen bezieht.

(4) Auf Personen nach den Abs. 1 und 2 sind
der § 14 Abs. 7 und die Bestimmungen dieses
Gesetzes über Ruhe- und Versorgungsbezüge
mit der Maßgabe anzuwenden, daß dem Bei-
trag, dem allfälligen Ruhebezug und dem all-
fälligen Versorgungsbezug nicht die Bezüge
(hinsichtlich des Beitrages auch die Sonder-
zahlung) nach dem Tiroler Gemeinde-Bezüge-
gesetz 1998 zugrunde zu legen sind, sondern
die Entschädigungen (hinsichtlich des Beitra-
ges auch die Sonderzahlung), auf die die be-
treffende Person jeweils nach diesem Gesetz
Anspruch hätte.

§ 86
Optionsrecht

(1) Personen, die am 30. Juni 1998 eine im
Tiroler Gemeinde-Bezügegesetz 1998 genannte
Funktion innehaben und mit dem Ablauf des
30. Juni 1998 eine kürzere als die im § 85 Abs. 1
genannte ruhebezugsfähige Gesamtzeit aufwei-
sen, können bis zum Ablauf des 30. November
1998 schriftlich erklären, daß auf sie weiterhin
die im § 85 Abs. 3 lit. b genannten Bestimmun-
gen anzuwenden sind.

(2) Personen, die vor dem Ablauf des 30. Juni
1998 aus einer in diesem Gesetz genannten
Funktion ohne Anspruch auf Ruhebezug nach
diesem Gesetz ausgeschieden sind und am
30. Juni 1998 keine solche Funktion innehaben,
können, wenn sie in der Zeit nach dem 30. Juni
1998 mit einer im Tiroler Gemeinde-Bezüge-
gesetz 1998 genannten Funktion betraut wer-
den, innerhalb von drei Monaten nach der Über-
nahme der Funktion schriftlich erklären, daß
auf sie weiterhin die im § 85 Abs. 3 lit. b ge-
nannten Bestimmungen anzuwenden sind.

§ 87
Rechtsfolgen einer Option

(1) Auf Personen, die innerhalb offener Frist
eine Erklärung im Sinne des § 86 Abs. 1 oder 2
abgeben, sind die im § 85 Abs. 3 genannten
Rechtsvorschriften und der § 85 Abs. 4 nach
Maßgabe der Abs. 2 bis 9 anzuwenden.

(2) Für den Erwerb eines Anspruches auf
Ruhebezug sind auch in den Fällen des Abs. 1
zwölf Jahre an ruhebezugsfähiger Gesamtzeit

27. Gesetz vom 11. Dezember 1997, mit dem das Stadtrecht der Lan-
deshauptstadt Innsbruck 1975 geändert wird
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im Sinne des § 15 Abs. 3 lit. c erforderlich. Für
die Bemessung des Ruhebezuges zählen diese
Zeiten jedoch nur, soweit sie vor dem 1. Juli
1998 liegen.

(3) An die Stelle des im § 15 Abs. 3 lit. c ge-
nannten Ausmaßes der Bemessungsgrundlage
von 50 v. H. tritt ein Prozentsatz, der sich aus
der Multiplikation der ganzzahligen Anzahl der
vor dem 1. Juli 1998 liegenden Monate nach
Abs. 2 mit der Zahl 0,3472222 ergibt.

(4) Die Abs. 2 und 3 sind auch bei der Be-
messung von Versorgungsbezügen für Hin-
terbliebene nach den im Abs. 1 genannten Per-
sonen anzuwenden.

(5) Die im Abs. 1 genannten Personen haben
für Zeiten der ruhebezugsfähigen Gesamtzeit
nach Abs. 2, die nach dem 30. Juni 1998 liegen,
einen Beitrag zu leisten. Die Beitragspflicht en-
det mit dem Monat, mit dem eine solche Per-
son die im Abs. 2 genannte Gesamtsumme an
ruhebezugsfähiger Gesamtzeit erreicht.

(6) Für die Bemessung des Beitrages nach
Abs. 5 ist der für die Höhe des Beitrages ge-
setzlich vorgesehene Prozentsatz mit der An-
zahl der vor dem 1. Juli 1998 liegenden Monate
nach Abs. 2 zu vervielfachen und durch die Zahl
144 zu teilen.

(7) Ergibt die Summe der vor dem 1. Juli
1998 liegenden Monate nach Abs. 2 keine ganze
Zahl, so sind die übersteigenden Bruchteile ei-
nes Monats bei der Berechnung nach Abs. 6 zu
vernachlässigen. Das Berechnungsergebnis ist
in allen Fällen auf zwei Dezimalstellen zu run-
den.

(8) Auf eine im Abs. 1 genannte Person ist
der § 18 des Tiroler Gemeinde-Bezügegesetzes
1998 bei Vorliegen der dort genannten Voraus-
setzungen mit der Maßgabe anzuwenden, daß
der dort genannte Prozentsatz des von der Lan-
deshauptstadt Innsbruck zu leistenden Beitra-
ges durch 144 zu teilen und anschließend mit
der Zahl der Monate zu vervielfachen ist, um
die die Zahl 144 die ganzzahlige Anzahl der vor
dem 1. Juli 1998 liegenden Monate nach Abs. 2
übersteigt. Der Beitrag der Landeshauptstadt
Innsbruck nach § 4 Abs. 1 des Pensionskassen-
vorsorgegesetzes, BGBl. I Nr. 64/1997, verrin-
gert sich entsprechend.

(9) Gleichzeitig verringern sich die nach den
§§ 6, 7 und 9 des Tiroler Gemeinde-Bezügege-
setzes 1998 gebührenden Bezüge abweichend
vom § 18 Abs. 1 des Tiroler Gemeinde-Bezüge-
gesetzes 1998 auf das Ausmaß, das sich aus der
Teilung der Zahl 100 durch den um 100 erhöh-
ten Prozentsatz nach Abs. 8 ergibt.

§ 88
Vollständiger Übergang auf das 

Tiroler Gemeinde-Bezügegesetz 1998
(1) Auf Personen, die
a) unter § 86 fallen, aber innerhalb offener

Frist eine Erklärung im Sinne des § 86 nicht ab-
geben, oder

b) erst nach dem 30. Juni 1998 erstmals mit
einer im Tiroler Gemeinde-Bezügegesetz 1998
genannten Funktion betraut werden,
ist anstelle dieses Gesetzes das Tiroler Ge-
meinde-Bezügegesetz 1998 anzuwenden.

(2) Die Beiträge, die von den im Abs. 1 lit. a
genannten Personen nach § 14 Abs. 7 geleistet
wurden, sind mit den monatlich von der Öster-
reichischen Nationalbank veröffentlichten Se-
kundärmarktrenditen der Bundesanleihen bis
zum Stichtag 30. Juni 1998 entsprechend auf-
zuzinsen und für die Überweisungsbeträge
nach den Abs. 3 und 4 zu verwenden.

(3) Die Landeshauptstadt Innsbruck hat
a) für Personen nach § 86 Abs. 1, die inner-

halb offener Frist eine Erklärung im Sinne des
§ 86 nicht abgeben, bis zum 30. April 1999 und

b) für Personen nach § 86 Abs. 2, die inner-
halb offener Frist eine Erklärung im Sinne des
§ 86 nicht abgeben, innerhalb von fünf Mona-
ten nach dem Ende der Frist für die im § 86
Abs. 2 vorgesehene Erklärung 
einen Überweisungsbetrag an jenen Pensions-
versicherungsträger zu leisten, der auf Grund
der ausgeübten Erwerbstätigkeit zuständig ist
oder auf Grund der zuletzt ausgeübten Erwerbs-
tätigkeit zuständig war. War die Person bis zum
30. Juni 1998 in der Pensionsversicherung nicht
pflichtversichert, so ist der Anrechnungsbetrag
an die Pensionsversicherungsanstalt der Ange-
stellten zu leisten. Dies gilt nicht für Perso-
nen, die in einem pensionsversicherungsfreien
Dienstverhältnis standen. Für die Höhe des
Überweisungsbetrages gilt § 311 des Allgemei-
nen Sozialversicherungsgesetzes, BGBl. Nr.
189/1955, zuletzt geändert durch das Gesetz
BGBl. I Nr. 79/1997, mit der Maßgabe, daß der
Berechnung des Überweisungsbetrages Ent-
gelte nur so weit zugrunde zu legen sind, als die
Person insgesamt die Höchstbeitragsgrundlage
nicht erreicht hat. Die Monate, für die ein Über-
weisungsbetrag geleistet wird, gelten als Bei-
tragsmonate der Pflichtversicherung nach den
vom jeweiligen Pensionsversicherungsträger
anzuwendenden sozialversicherungsrechtli-
chen Vorschriften. § 70 des Allgemeinen So-
zialversicherungsgesetzes, § 127b des Gewerb-
lichen Sozialversicherungsgesetzes, BGBl. Nr.
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Der Landtag hat beschlossen:

Artikel I
Das Tiroler Wohnbauförderungsgesetz 1991,

LGBl. Nr. 55, zuletzt geändert durch das Gesetz
LGBl. Nr. 56/1996, wird wie folgt geändert:

1. Im Abs. 9 des § 2 wird das Zitat „des Ein-
kommensteuergesetzes 1988, BGBl. Nr. 400,
zuletzt geändert durch das Gesetz BGBl. Nr.
201/1996“ durch das Zitat „des Einkommen-
steuergesetzes 1988, BGBl. Nr. 400, zuletzt
geändert durch das Gesetz BGBl. Nr. 798/
1996“ ersetzt.

2. Der Abs. 11 des § 2 hat zu lauten:
„(11) Als nahestehende Personen gelten der

Ehegatte oder die Ehegattin, die Kinder, die
Wahlkinder, die Enkel, die Urenkel, die Eltern,
die Großeltern, die Urgroßeltern, die Geschwi-
ster, Neffen und Nichten, die Stiefeltern, die
Stiefkinder, die Pflegekinder, die Schwiegerel-
tern, die Schwiegerkinder sowie jene Person

mit ihren Kindern, Wahlkindern oder Pflege-
kindern, die mit dem Förderungswerber in einer
Haushaltsgemeinschaft lebt, die in wirtschaft-
licher Hinsicht mit einer Ehe vergleichbar ist.“

3. § 3 hat zu lauten:
„§ 3

Förderungsmittel
(1) Die Mittel für Förderungen nach diesem

Gesetz werden aufgebracht durch:
a) Zweckzuschüsse des Bundes nach dem

Wohnbauförderungs-Zweckzuschußgesetz 1989,
BGBl. Nr. 691/1988, zuletzt geändert durch das
Gesetz BGBl. Nr. 201/1996,

b) die nach dem Gesetz BGBl. Nr. 301/1989
in der Fassung des Gesetzes BGBl. Nr. 14/1992
überwiesenen Mittel,

c) Mittel des Landes Tirol, insbesondere aus
Rückflüssen aus Förderungen nach diesem
Gesetz und nach anderen wohnbauförderungs-
rechtlichen Vorschriften sowie aus Rückflüssen

28. Gesetz vom 11. Dezember 1997, mit dem das Tiroler Wohn-
bauförderungsgesetz 1991 geändert wird

Der Landtagspräsident:
Mader

Der Landeshauptmann:
Weingartner

Das Mitglied der Landesregierung:
Streiter

Der Landesamtsdirektor:
Arnold

560/1978, zuletzt geändert durch das Gesetz
BGBl. I Nr. 64/1997, und § 118b des Bauern-
Sozialversicherungsgesetzes, BGBl. Nr. 559/
1978, zuletzt geändert durch das Gesetz BGBl.
I Nr. 64/1997, sind nicht anzuwenden.

(4) Der nach der Überweisung nach Abs. 3
verbleibende restliche Betrag nach Abs. 2 ist als
Deckungserfordernis im Sinne des § 48 des
Pensionskassengesetzes, BGBl. Nr. 281/1990,
zuletzt geändert durch das Gesetz BGBl. I Nr.
64/1997, an die in der Erklärung der betroffenen
Person nach § 3 Abs. 2 des Pensionskassenvor-
sorgegesetzes festgelegte Pensionskasse zu
übertragen, mit der die Landeshauptstadt Inns-
bruck einen Pensionskassenvertrag nach § 3
Abs. 1 des Pensionskassenvorsorgegesetzes
abgeschlossen hat. Wird keine Erklärung abge-
geben, so ist der nach der Überweisung nach
Abs. 3 verbleibende restliche Betrag nach
Abs. 2 einem Versicherungsunternehmen für
einen Versicherungsvertrag für eine Renten-
versicherung ohne Rückkaufsrecht zu überwei-

sen, sofern die Person einen solchen Versiche-
rungsvertrag abgeschlossen hat.

2. U n t e r a b s c h n i t t
Schlußbestimmungen

§ 89
Geschlechtsspezifische Bezeichnung

Soweit in diesem Gesetz für die Bezeichnung
von Funktionen die männliche Form verwen-
det wird, kann für den Fall, daß eine Frau eine
solche Funktion innehat, die entsprechende
weibliche Form verwendet werden.

§ 90
Änderung des Gesetzes

Änderungen dieses Gesetzes können vom
Gemeinderat der Landesregierung vorgeschla-
gen werden, wenn es der Gemeinderat bei An-
wesenheit von mindestens 30 Mitgliedern mit
Zweidrittelmehrheit beschließt.“

Artikel II
Dieses Gesetz tritt mit 1. Juli 1998 in Kraft.
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aus Förderungen aus dem Tiroler Landeswohn-
baufonds im Sinne des § 45 Abs. 8, nach Maß-
gabe des Abs. 2,

d) Erträge aus Förderungsmitteln,
e) Aufnahme von Darlehen,
f) sonstige Zuwendungen.
(2) Das Land Tirol hat für jedes Kalenderjahr

Förderungsmittel in der Höhe von mindestens
einem Achtel der Zweckzuschüsse des Bundes
sowie die im Interesse einer kontinuierlichen
Förderungstätigkeit erforderlichen weiteren
Mittel zur Verfügung zu stellen.

(3) Die Mittel des Landes Tirol sind nach
Maßgabe des Bedarfes bereitzustellen.

(4) Die Landesregierung hat die Förderungs-
mittel auf einem gesonderten Konto zu führen
und für deren angemessene Verzinsung zu sor-
gen.“

4. Im Abs. 5 des § 6 wird in der Z. 5 der lit. b
das Zitat „des Bankwesengesetzes, BGBl. Nr.
532/1993, zuletzt geändert durch das Gesetz
BGBl. Nr. 383/1995“ durch das Zitat „des Bank-
wesengesetzes, BGBl. Nr. 532/1993, zuletzt
geändert durch das Gesetz BGBl. I Nr. 106/
1997“ ersetzt.

5. Im Abs. 1 des § 17 wird im dritten Satz das
Zitat „des Mietrechtsgesetzes, BGBl. Nr.
520/1981, zuletzt geändert durch das Gesetz
BGBl. Nr. 800/1993“ durch das Zitat „des Miet-
rechtsgesetzes, BGBl. Nr. 520/1981, zuletzt
geändert durch das Gesetz BGBl. I Nr. 22/1997“
ersetzt.

6. Im Abs. 6 des § 17 hat die lit. b zu lauten:
„b) Personen, die nach § 2 Abs. 1 des Asyl-

gesetzes, BGBl. Nr. 126/1968, als Flüchtlinge

anerkannt wurden und zum unbefristeten Auf-
enthalt in Österreich berechtigt sind, Personen,
denen nach dem Asylgesetz 1991, BGBl. Nr. 8/
1992, in der Fassung des Gesetzes BGBl. Nr.
838/1992 Asyl gewährt wurde, und Personen,
denen nach dem Asylgesetz 1997, BGBl. I
Nr. 76, Asyl gewährt wurde;“

7. Im Abs. 7 des § 17 wird im ersten Satz das
Zitat „nach dem Wohnungsgemeinnützigkeits-
gesetz, BGBl. Nr. 139/1979, zuletzt geändert
durch das Gesetz BGBl. Nr. 800/1993“ durch
das Zitat „nach dem Wohnungsgemeinnützig-
keitsgesetz, BGBl. Nr. 139/1979, zuletzt geän-
dert durch das Gesetz BGBl. I Nr. 22/1997“ er-
setzt.

8. Im Abs. 9 des § 45 hat der erste Satz zu
lauten:

„Die Bestimmungen des § 2 Abs. 2, Abs. 6
letzter Satz und Abs. 11, § 5 Abs. 2, § 9 Abs. 1
lit. a, § 12 Abs. 3, § 17 Abs. 6, § 18, § 20 Abs. 9,
§ 22 Abs. 3 und 4, § 23 Abs. 4, 5 und 6, § 25
Abs. 2, 3 und 4, § 27 Abs. 1 lit. d, 3, 5, 6 und 7,
§ 30 und § 31 sind auch auf Vorhaben anzu-
wenden, für die nach dem Wohnbauförde-
rungsgesetz 1954, dem Wohnbauförderungs-

gesetz 1968, dem Wohnbauförderungsgesetz
1984, dem Wohnhaussanierungsgesetz und
dem Gesetz über die Errichtung eines Tiroler
Landeswohnbaufonds eine Förderung gewährt
wurde.“

Artikel II
(1) Dieses Gesetz tritt, soweit im Abs. 2

nichts anderes bestimmt ist, mit dem Ablauf des
Tages der Kundmachung in Kraft.

(2) Art. I Z. 3 tritt mit 1. Jänner 1998 in Kraft.

Der Landtagspräsident:
Mader

Der Landeshauptmann:
Weingartner

Das Mitglied der Landesregierung:
Zanon

Der Landesamtsdirektor:
Arnold
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